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Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Solarpark Amrichshausen“ der Stadt Künzelsau 
 
Stand 31.07.2026 
 
Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB im Zeitraum vom 
07.04.2026 bis einschließlich 17.05.2026. 
 
 
Nr.* Behörde / Träger öffentlicher Belange  Datum 

1. Bundesnetzagentur 07.04.2026 
2. Bundeswehr 07.04.2026 
3. Stadt Langenburg 07.04.2026 
4. Zweckverband Wasserversorgung Nordostwürttemberg 07.04.2026 
5. Ericsson Services GmbH 09.04.2026 
6. Handwerkskammer Heilbronn- Franken 10.04.2026 
7. Transnet BW 10.04.2026 
8. Landesamt für Denkmalpflege 13.04.2026 
9. Polizeipräsidium Heilbronn 13.04.2026 

10. IHK Heilbronn- Franken 16.04.2026 
11. Telekom 20.04.2026 
12. Vermögen und Bau Baden- Württemberg 24.04.2026 

Nr.* Behörde / Träger öffentlicher Belange  Datum 
13. RP Freiburg- Landesforstverwaltung 27.04.2026 
14. Deutsche Bahn AG 28.04.2026 
15. Gemeinde Mulfingen 28.04.2026 
16. Bauernverband SHA- Hohenlohe- Rems e.V. 04.05.2026 
17. RP Freiburg- Landesamt für Geologie 06.05.2026 
18. Netze BW 11.05.2026 
19. Regionalverband Heilbronn- Franken 07.05.2026 
20. RP Stuttgart 13.05.2026 
21. Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung 15.05.2026 
22. LRA Hohenlohekreis 26.05.2026 
23. LNV Hohenlohe 03.06.2026 
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Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange, Datum Abwägung / Beschluss des GR 

1. Bundesnetzagentur, 07.04.2026 

Da eine Betroffenheit des Richtfunks durch die Planung unwahrscheinlich ist, erfolgt unsererseits keine 
weitere Bewertung. Ein möglicher Grund dafür ist:  
 

1. Die Baumaßnahme weist eine geringe Bauhöhe auf. Es handelt sich dabei um einen Bebauungsplan mit  
einer Bauhöhe von unter 20 Meter bzw. um eine Planung einer Solar- / Photovoltaik-Freifläche. Eine Richt-
funk-Untersuchung zu solchen Planungen ist nicht erforderlich.  
 

2. Entweder ist die Bauhöhe unbekannt oder es handelt sich um eine Maßnahme mit einer unveränderten  
Bauhöhe. Zum Beispiel: Flurbereinigung, Landschafts- / Naturschutz, unterirdische Leitung oder Aufhe-
bungsverfahren.  
 

3. Flächennutzungspläne, Regionalpläne, Raumordnungspläne oder Entwicklungsprogramme sind pla-
nungsrechtliche Maßnahmen, die sich in einem früheren Planungsstadium befinden. Im nachgelagerten 
Verfahren wird konkrete Baumaßnahme erneut angefragt.  
 
 

---  

2. Bundeswehr, 07.04.2026 

vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht beeinträch-
tigt. Es bestehen daher zum angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Be-
lange keine Einwände. 
 

 
 
---  

3. Stadt Langenburg, 07.04.2026 

Keine Anregungen und Bedenken. 
 

---  

4. Zweckverband Wasserversorgung Nordostwürttemberg, 07.04.2026 

In Ihrem angefragten Bereich befinden sich keine Anlagen des Zweckverbandes Wasserversorgung Nord-
ostwürttemberg. Wir verweisen auf Ver- und Entsorgungsleitungen der jeweiligen Gemeinde, Stadtwerke 
und den bekannten Flächenversorgern. Im Versorgungsgebiet des Zweckverbandes befinden sich weitere 
Fernwasserversorger, welche Versorgungsanlagen in dem Gebiet Ihrer Maßnahme betreiben könnten:  
 
 
 
 

 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
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5. Ericsson Services GmbH, 09.04.2026 

Die Firma Ericsson wurde von der Deutschen Telekom Technik GmbH beauftragt, in ihrem Namen, Anfra-
gen zum Thema Trassenschutz zu bearbeiten.  
 

Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflächen hat die Firma Ericsson bezüglich ihres Richtfunks keine 
Einwände oder spezielle Planungsvorgaben. Diese Stellungnahme gilt für Richtfunkverbindungen des 
Ericsson – Netzes und für Richtfunkverbindungen des Netzes der Deutschen Telekom.   
 

 
 
 
 
 
---  

6. Handwerkskammer Heilbronn- Franken, 10.04.2026 

Keine Anregungen und Bedenken 
 

---  

7. Transnet BW, 10.04.2026 

In Nähe des Geltungsbereiches des o.g. Bebauungsplanes betreibt die TransnetBW GmbH die o.g. Lei-
tungsanlage und realisiert zurzeit das o.g. Netzverstärkungsprojekt. Ihre Anfrage wurde unter der Nummer 
2026.0652 registriert (bitte in Folge mit angeben).  
 

Da der geplante Solarpark komplett außerhalb des technischen Schutzstreifens unserer o.g. Höchstspan-
nungsfreileitung und den für das o.g. Projekt notwendigen Arbeits-, Gerüst- und Zuwegungsflächen liegt, 
haben wir keine Bedenken und Anmerkungen vorzubringen. Im Anhang stellen wir Ihnen zur besseren 
Einordnung die Unterlagen der Höchstspannungsfreileitungsanlage zur Verfügung. Aus diesen sind der 
Leitungsverlauf und die Lage der Schutzstreifen zu ersehen. Die Daten sind nur zum zweckgebundenen 
Gebrauch bestimmt, eine Weitergabe an unbeteiligte Dritte ist untersagt.  
 

Wir möchten Sie außerdem über das o.g. Netzverstärkungsprojekt P48 informieren:  
 

Die TransnetBW GmbH plant an der bestehenden Leitungsanlage 0348 von Kupferzell zum Punkt Ritters-
hausen (Gde. Gaukönigshofen, Bayern) eine Netzverstärkungsmaßnahme über rund 50 km. Dabei soll ein 
zweiter Stromkreis auf die Bestandsleitung aufgelegt werden. Der Titel des Gesamtprojekts lautet „380-kV- 
Netzverstärkung Grafenrheinfeld – Kupferzell – Großgartach“. Die Maßnahme ist als Vorhaben Nr. 20 Teil 
des Bundesbedarfsplangesetzes. Das Gesamtvorhaben wird nach BBPlG in zwei Maßnahmen unterglie-
dert: Maßnahme 38a „Grafenrheinfeld – Kupferzell“ sowie Maßnahme 39 „Kupferzell – Großgartach“. Maß-
nahme 38a wurde dabei in zwei Genehmigungsabschnitte unterteilt. Für den Trassenabschnitt zwischen 
dem Umspannwerk Kupferzell und dem Punkt Rittershausen (Abschnitt 2) ist das Anhörungsverfahren ge-
mäß § 22 Netzausbaubeschleunigungsgesetz Übertragungsnetz (NABEG) im laufenden Genehmigungs-
verfahren abgeschlossen. Die Genehmigung in Form des Planfeststellungsbeschlusses nach § 24 NABEG 

 
 
 
 
 
---  
 
Zur Kenntnis genommen. 
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wurde am 16.06.2023 erteilt. Die Realisierungsphase hat begonnen. Dazu werden diverse Arbeits-, Ge-
rüsts-, und Zuwegungsflächen benötigt, die jedoch außerhalb des Geltungsbereiches liegen (vgl. Plan 
V20A2_PFS21_2_2_3_6_Lageplan_014_019, bitte vertraulich behandeln).    
 

Falls sich im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens oder der Bauphase weitere Vorhaben (z.B. Kabelver-
legungen, naturschutzfachliche Ausgleichsmaßnahmen etc.) im Bereich unserer o.g. Höchstspannungsfrei-
leitung bzw. es sich sonstige Änderungen ergeben, muss eine erneute Beteiligung erfolgen. Ohne Baufrei- 
gabe und Einweisung sind jegliche Tätigkeiten im Bereich der Höchstspannungsfreileitungsanlage unzu-
lässig. 
 

 
 
 
 

 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

8. Landesamt für Denkmalpflege, 13.04.2026 

Aus denkmalfachlicher Sicht bestehen zu der Planung in vorliegender Form keine Bedenken.  
Archäologische Kulturdenkmale sind entweder nicht betroffen oder wegen der Geringfügigkeit der zu er-
wartenden Bodeneingriffe nicht gefährdet.  
 

Seitens der Archäologischen Denkmalpflege bitten wir um Berücksichtigung der Regelungen der §§ 20 und 
27 DSchG: Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde 
entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde 
anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Be-
funde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vier-
ten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutz-
behörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Zuwiderhandlungen werden gem. §27 DSchG als 
Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zu-
mindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten hierüber 
schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. Wir bitten diesen Hinweis in die Planunterlagen, sofern nicht bereits 
enthalten, zu übernehmen.  
 

Seitens der Bau- und Kunstdenkmalpflege bestehen nach aktuellem Sachstand keine Anregungen oder 
Bedenken. Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an: ToeB-BeteiligungLAD@rps.bwl.de 
 

 
---  
 
 
Auf die Regelungen wird bereits in den Textlichen Festset-
zungen zum Bebauungsplan hingewiesen. 

9. Polizeipräsidium Heilbronn, 13.04.2026 

Keine Anregungen und Bedenken. 
 
 
 
 

---  
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10. IHK Heilbronn- Franken, 16.04.2026 

Nach Prüfung dieser Unterlagen begrüßt es die IHK Heilbronn-Franken, wenn weitere Flächen für erneuer-
bare Energien ausgewiesen werden.   
 

Seitens der IHK bestehen keine Anregungen oder Bedenken an dem geplanten Vorhaben. 
 

--- 

11. Telekom, 20.04.2026 

Zum Bebauungsplanentwurf haben wir derzeit keine Einwände, wir bitten jedoch bei der Umsetzung des 
Bauvorhabens nachfolgende fachdienliche Hinweise zu beachten:   
 

Im o. a. Plangebiet befinden sich derzeit keine Telekommunikationslinien der Telekom (siehe beigefügten 
Lageplan).  
 

Bei der weiteren Planung ist zu beachten, dass die Telekom ggf. nicht verpflichtet ist, die Photovoltaikanlage 
an ihr öffentliches Telekommunikationsnetz anzuschließen.   
 

Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen vorhandener Telekommunikationslinien 
vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang 
zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweig-
kästen und Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse so weit freigehalten werden, dass sie gefahrlos 
geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. Es ist deshalb erforderlich, dass 
sich die Bauausführenden vor Beginn der Arbeiten über die Lage der zum Zeitpunkt der Bauausführung 
vorhandenen Telekommunikationslinien der Telekom, informieren. Die Kabelschutzanweisung der Telekom 
ist zu beachten.  
 

Wir bitten Sie, die Ihnen überlassenen Planunterlagen nur für interne Zwecke zu benutzen bzw. nur im 
erforderlichen Maße an Dritte weiterzugeben. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

12. Vermögen und Bau BW, 24.04.2026 

nach Prüfung aller Unterlagen können wir Ihnen hiermit mitteilen, dass das Land Baden-Württemberg (Lie-
genschaftsverwaltung), vertreten durch den Landesbetrieb Vermögen und Bau Baden-Württemberg Amt 
Heilbronn, keine Einwendungen gegen das o. g. Verfahren erhebt.  
 
Landeseigene Grundstücke der Liegenschaftsverwaltung, sowie Interessen und Planungen sind nicht be-
troffen. 
 

 
 
 
 
---  
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13. RP Freiburg- Landesforstverwaltung, 27.04.2026 
Im Geltungsbereich des Vorentwurfs zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Solarpark Amrichshausen“ 
der Stadt Künzelsau liegt kein Wald im Sinne von § 2 LWaldG.  
 

Durch die direkte Randlage zu bestehendem Wald ergibt sich jedoch eine mittelbare Betroffenheit. Durch 
die Ausweisung und Darstellung in der Planzeichnung des geplanten Solarparks und dessen Einfriedung 
mit einem Abstand zum Wald von 30m ist der erforderliche Waldabstand hergestellt. Eine weitere indirekte 
Betroffenheit von Waldflächen (z. B. Ausgleichsmaßnahmen) ist in den zur Verfügung gestellten Unterlagen 
ebenfalls nicht erkennbar. Seitens der höheren Forstbehörde gibt es keine Einwände, Bedenken oder Er-
gänzungen.  
 

Im weiteren Verfahren ist eine Beteiligung der Forstverwaltung nur erforderlich, wenn eventuelle Planände-
rungen in ihren Auswirkungen Waldflächen betreffen können (z. B. externe Ausgleichsmaßnahmen im 
Wald, Waldabstand). 
 

 
 
 
 
 
 
---  
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

14. Deutsche Bahn AG, 28.04.2026
Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass sich Ihr geplantes Bau-/Planungsvorhaben in einem Umkreis von 
mehr als 200 Metern von aktiven Bahnbetriebsanlagen der Deutschen Bahn AG befindet.  
Grundsätzlich gehen wir aufgrund der gegebenen Entfernung davon aus, dass Ihr Vorhaben keinen Einfluss 
auf den Bahnbetrieb haben wird. Gleichwohl weisen wir rein vorsorglich auf Ihre Sorgfaltspflicht als Vorha-
bensträger hin. Ihre geplanten Maßnahmen dürfen keine negativen Auswirkungen auf Bahnanlagen haben.  
Wir bitten zudem um die Beachtung folgender Hinweise:  
� Zukünftige Aus- und Umbaumaßnahmen im Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb sind der Deut-
schen Bahn AG weiterhin zweifelsfrei und ohne Einschränkungen im öffentlichen Interesse zu gewähren.  
� Durch den Eisenbahnbetrieb und der Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbesondere 
Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen 
durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen können.  
� Eine Betroffenheit von betriebsnotwendigen Kabeln und Leitungen im Umkreis von mehr als 200 Metern 
zu unseren DB Liegenschaften ist uns nicht bekannt. Ein sicherer Ausschluss kann unsererseits allerdings 
nicht erfolgen. Falls im Baubereich unbekannte Kabel aufgefunden werden, ist die DB AG, DB Immobilien, 
unverzüglich zu informieren.  
� Wird aufgrund des Vorhabens eine Kreuzung der vorhandenen Bahnstrecken mit Kanälen, Wasserlei-
tungen o.ä. erforderlich, so sind hierfür entsprechende Kreuzungs- bzw. Gestattungsanträge zu stellen. Die 
notwendigen Informationen zur Antragsstellung finden Sie online unter: http://www.deutschebahn.com/Lei-
tungskreuzungen und http://www.deutschebahn.com/Gestattungen  
Zu Ihrer Information erhalten Sie unter folgendem Link ergänzend allgemeine Hinweise zu Bau- und 

 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Planungsvorhaben auf oder in der Nähe von Bahnflächen und Bahnanlagen: www.deutschebahn.com/Bau-
rechtsverfahren 
 

 
 
 

15. Gemeinde Mulfingen, 28.04.2026 

Keine Anregungen und Bedenken. 
 

---  

16. Bauernverband Schwäbisch Hall- Hohenlohe- Rems e.V., 04.05.2026 

Zunächst stellen wir fest, dass das Plangebiet eine Flächengröße von ca. 5 ha umfasst. Die Planfläche wird 
aktuell ackerbaulich sowie als Wiese genutzt. Die Flächen im Vorhabengebiet selbst liegen innerhalb der 
Vorrangflur I, dienen der Erzeugung von Nahrungsmitteln und den landwirtschaftlichen Betrieben zur Si-
cherung ihrer Existenz. Nicht umsonst sollen die für eine land- und fortwirtschaftliche Nutzung gut geeigne-
ten Böden und Standorte, welche eine ökonomisch und ökologisch effiziente Produktion ermöglichen, als 
zentrale Produktionsgrundlage geschont werden und nur in unabweisbar notwendigem Umfang für andere 
Nutzungen vorgesehen werden.  
 

Aufgrund des hiervorliegenden Bebauungsplanverfahrens scheiden immerhin ca. 5 ha aus der landwirt-
schaftlichen Produktion aus und stehen somit auch nicht mehr zur Verfügung. Die ändert auch eine unter-
geordnete Nutzung für landwirtschaftliche Zwecke (Beweidung und Grünlandnutzung) nicht. Die Belastung 
landwirtschaftlicher Betriebe ist durch den Entzug von Produktionsflächen für jegliche Art der Bebauung 
bereits aktuell sehr hoch. So sehen wir im Bereich von Dach- und Konversionsflächen noch Verbesserungs-
möglichkeiten bzw. auch Nachholzbedarf und regen aus diesem Grund an, dieses ungenutzte Potential 
ebenfalls in Planungen einzubeziehen, bevor großflächig in die Planung von Freiflächenphotovoltaikanla-
gen auf landwirtschaftlich wertvollen Böden eingestiegen wird.  
 

Investitionslösungen ohne Beteiligung eines aktiven landwirtschaftlichen Betriebes sind auch unserer Sicht 
kritisch zu bewerten, da die Flächen aus der landwirtschaftlichen Produktion ausscheiden und somit der 
Erzeugung von Nahrungsmitteln entzogen werden. Um die Flächennutzung für die aktive Landwirtschaft 
sicherzustellen, ist es wichtig, dass Freiflächenphotovoltaikanlagen vornehmlich zur Existenzsicherung 
landwirtschaftlicher aktiver Betriebe als Ergänzung des Betriebseinkommens geplant und umgesetzt wer-
den.  
 

Nur dann ist auch ein Rückbau unproblematisch möglich, sollte die wirtschaftliche oder politische Lage dies 
erfordern. Als Anhaltspunkt für eine positive Sicht des Berufsstandes wäre die „dienende Funktion“ im Sinne 
des Baurechtes nach § 35 BauGB (analog Biogasanlagen) zu beachten. Wenn man diese zugrunde legen 
würde, wäre mindestens ein erwerbs- und gewinnfähiger landwirtschaftlicher Betrieb als Grundlage für den 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
Beim vorliegenden Fall ist ein aktiver Landwirt einbezogen, 
der auf seinen Flächen die Anlage umsetzen möchte, um 
ein weiteres Standbein für seinen Betrieb zu etablieren. 
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Investor erforderlich. Da rund um das Plangebiet auch weiterhin landwirtschaftliche Nutzung stattfindet, 
geben wir bereits zu diesem Stand des Verfahrens zu bedenken, dass die Befahrbarkeit der umliegenden 
landwirtschaftlichen Zuwegungen jederzeit möglich sein muss. Zuletzt bitten wir um weitere Verfahrensbe-
teiligung. 
 

Die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bewirtschaftung  
der umliegenden Flächen bleibt sichergestellt. 
 

Es erfolgt weiterhin eine Beteiligung am Verfahren. 
 

17. RP Freiburg- Landesamt für Geologie, 06.05.2026 

1. Geologische und bodenkundliche Grundlagen  

1.1 Geologie  
Im Untergrund des Plangebietes liegen die Festgesteinseinheiten "Erfurt-Formation (Lettenkeuper)" und 
"Oberer Muschelkalk" vor. Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Geologischen Karte 
von Baden-Württemberg 1 : 50 000 (GeoLa) im LGRB-Kartenviewer entnommen werden. Nähere Informa-
tionen zu den lithostratigraphischen Einheiten bieten die geowissenschaftlichen Informationsportale LGRB-
wissen und LithoLex. 
 

1.2 Geochemie  
Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Einheiten von Baden-Württemberg sind im LGRB-
Kartenviewer abrufbar. Nähere Informationen zu den geogenen Grundgehalten sind im geowissenschaftli-
chen Informationsportal LGRBwissen beschrieben.  
 

1.3 Bodenkunde  
Die bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der natürlichen Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 
BBodSchG können in Form der Bodenkundlichen Karte 1: 50 000 (GeoLa BK50) eingesehen werden. Für 
landwirtschaftliche Flächen sollte vorrangig die frei zugängliche Bodenfunktionsbewertung auf Grundlage 
der digitalen Bodenschätzungsdaten verwendet werden, da diese im Vergleich zur BK50 lokale Bodenei-
genschaften abbilden. Liegt für das Vorhabensgebiet keine solche Bewertung vor, ist die Bodenfunktions-
bewertung auf Basis von ALK und ALB heranzuziehen. Gemäß § 13 BNatSchG, § 1a Abs. 2 BauGB sowie 
§ 2 LBodSchAG ist bei der Planung auf einen sparsamen und schonenden Umgang mit dem Boden zu 
achten. Zusätzlich der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 LBodSchAG bei Vorhaben mit Eingriffen in unversie-
gelte, nicht baulich veränderte oder unbebaute Flächen ab 0,5 ha ein Bodenschutzkonzept zu erstellen ist. 
Neben der Beschreibung der Bodenschutzmaßnahmen für die Planfläche raten wir, die notwendigen Ka-
belverlegungen, die häufiger auch außerhalb der Betriebsfläche erfolgen, bereits im Bodenschutzkonzept 
mit zu berücksichtigen. Sollten bei dem vorliegenden Bauvorhaben mehr als 500 m³ Bodenüberschussmas-
sen entstehen, so ist bei dem nach § 3 Abs. 4 LKreiWiG geforderten Abfallverwertungskonzept auf eine 
höchstmögliche Verwertung nach § 3 Abs. 2 LKreiWiG zu achten, um so die Bodenfunktionen im größt-
möglichen Umfang zu erhalten. Mit der zuständigen Unteren Bodenschutzbehörde sollte abgestimmt wer-
den, welche konkreten bodenschutzfachlichen Vorgaben umzusetzen sind.  

 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Umsetzung ein Bodenschutzkonzept angefer-
tigt. 
 
 
 
 
 
Es erfolgt eine Abstimmung mit der Bodenschutzbehörde. 
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2. Angewandte Geologie  
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange keine fachtechni-
sche Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein hyd-
rogeologisches bzw. geotechnisches Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder ein hydrogeologischer 
bzw. geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des  
gutachtenden Ingenieurbüros.  
 

2.1 Ingenieurgeologie  
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird die Übernahme der folgenden geotechnischen 
Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen: Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Aus-
trocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu  
rechnen. Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht 
auszuschließen vom Nordrand des Plangebiets bekannt. Die genaue Lage der Verkarstungsstruktur wie 
auch die Rutschungsfläche kann dem beigefügten Plan entnommen werden. Das Plangebiet grenzt am 
Südrand an am LGRB verzeichnete Rutschungsflächen an. Zu Alter, Zustand und Aktivität des Rutschge-
biets sind am LGRB keine weiteren Angaben vorhanden. Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der 
Baugrundeigenschaften sollte von der Errichtung technischer Versickerungsanlagen (z. B. Sickerschächte, 
Sickerbecken, Mulden-Rigolen-Systeme zur Versickerung) Abstand genommen werden. Die genaue Lage 
der Verkarstungsstruktur wie auch die Rutschungsfläche kann dem beigefügten Plan entnommen werden.  
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum 
genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zur 
Rutschungsthematik, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungsbedingter 
Fehlstellen wie z. B. offene bzw. lehmerfüllte Spalten) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen 
gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen.  
 

2.2 Hydrogeologie  
Die hydrogeologischen Untergrundverhältnisse können u. a. dem Hydrogeologischen Kartenwerk des 
LGRB (1 : 50 000) (LGRB-Kartenviewer) und LGRBwissen entnommen werden. Aktuell findet im Plangebiet 
keine Bearbeitung hydrogeologischer Themen durch das LGRB statt.  
 

2.3 Geothermie  
Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Untergrundverhältnissen sind im Informationssys-
tem „Oberflächennahe Geothermie für Baden-Württemberg“ (ISONG) hinterlegt. ISONG liefert erste Infor-
mationen (Möglichkeiten und Einschränkungen) zur geothermischen Nutzung des Untergrundes mit Erd-
wärmesonden und Erdwärmekollektoren. Bitte nehmen Sie vor Verwendung des Informationssystems die 
Erläuterungen zur Kenntnis.  
 

2.4 Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe)  

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Hinweise werden übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
---  
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
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Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
vorzubringen.  
 

3. Landesbergdirektion  

3.1 Bergbau  
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. Nach den beim Landesamt für Geologie, Roh-
stoffe und Bergbau vorliegenden Unterlagen ist das Plangebiet nicht von Altbergbau oder künstlich ge-
schaffenen Althohlräumen (bspw. Stollen, Bunker, unterirdische Keller) betroffen. 
 

---  
 
 
 
 
 
 
---  

18. Netze BW, 11.05.2026 

Im Planbereich betreibt oder errichtet die Netze BW GmbH, Region Baden-Franken keine Anlagen. Unsere 
Belange werden von der Planung nicht berührt. Somit bestehen von unserer Seite keine Bedenken.  
 

Außerhalb des Plangebietes sind Versorgungsleitungen vorhanden. In der Nähe von Freileitungen kann es 
zu Beeinträchtigungen von Fotovoltaikanlagen durch Schattenwurf und Eisabwurf kommen. Hierfür über-
nimmt die Netze BW keine Haftung. Die Anschlussmöglichkeiten der Photovoltaik-Freiflächenanlage an das 
öffentliche Versorgungsnetz werden im Zuge der jeweiligen Anfrage in einem separaten Verfahren geprüft 
und festgelegt. Bitte weisen Sie den/die zuständige(n) Planer/in darauf hin, die Photovoltaik-Freiflächenan-
lage möglichst frühzeitig über unsere Website www.netze-bw.de anzumelden.  
 

Eine Leitungsauskunft unseres Bestandsnetzes kann online (http://www.netze-bw.de/leitungsauskunft) 
oder über das Postfach Leitungsauskunft-Nord@netze-bw.de in verschiedenen Dateiformaten angefordert 
werden.  
 

 
---  

19. Regionalverband Heilbronn- Franken, 07.05.2026 

Regionale Grünzüge sind nach Plansatz 3.1.1 von Siedlungstätigkeit und anderen funktionswidrigen Nut-
zungen freizuhalten. Nach der rechtskräftigen Teilfortschreibung Solarenergie sind FFPV-Anlagen mit Aus-
nahme von landwirtschaftlich hochwertigsten Bereichen und funktionalen Flächen des Biotopverbunds im 
Regionalen Grünzug grundsätzlich zulässig.  
 

Die angefragte Fläche liegt teilweise in einer Kernfläche und einem Kernraum des landesweiten Biotopver-
bunds, wodurch es zu einer Beeinträchtigung der Funktion Naturschutz und Landschaftspflege kommen 
kann. Wir sehen durch die Planung den funktionalen Zusammenhang des Biotopverbundes allerdings nicht 
beeinträchtigt, da sich der Biotopverbund insbesondere im südlich angrenzenden FFH-Gebiet (Kochertal 
Schwäbisch Hall – Künzelsau) erstreckt. Zudem ist im südlichen Bereich angrenzend an das FFH-Gebiet 
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eine Pflanzfläche mit artenreichem Grünland geplant, die einen gleichwertigen Ausgleich schaffen soll. Wir 
stufen die Planung daher als mit den Zielen der Raumordnung vereinbar ein und tragen daher keine Be-
denken gegen die Planung vor.  
 

Die fachrechtlichen Ausnahmen für das geschützte Biotop und die FFH-Mähwiese sind mit der unteren 
Naturschutzbehörde im Landratsamt zu klären. Ob der in den Unterlagen dargestellte Ausgleich ausrei-
chend ist, müssen die Fachbehörden prüfen. 
 

Darüber hinaus liegt das Plangebiet teilweise in einem als Grundsatz der Raumordnung festgelegten Vor-
behaltsgebiet für Erholung nach Plansatz 3.2.6.1. Den dort festgelegten Belangen ist in der Abwägung ein 
besonderes Gewicht beizumessen.  
 

Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verlauf dieses Verfahrens. Wir bitten um Mitteilung der Rechtsver-
bindlichkeit der Planung unter Benennung der Planbezeichnung, des Datums und Übersendung einer Plan-
zeichnung, gerne auch in digitaler Form. Die Übersendung einer rechtskräftigen Ausfertigung ist nicht er-
forderlich. 
 

 
---  
 
 
Es findet eine Abstimmung mit der UNB statt. 
 
 
Die Unterlagen werden entsprechend ergänzt. 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 

20. RP Stuttgart, 13.05.2026 

I. Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Klimaschutz  
(1) Der Einsatz erneuerbarer Energien ist aus Klimaschutzgesichtspunkten von hoher Bedeutung. Auch 
geringe Beiträge sind nach § 3 Absatz 1 Satz 2 KlimaG BW wichtig. Dies trägt der Tatsache Rechnung, 
dass der Beitrag einzelner Maßnahmen zum Klimaschutzziel verhältnismäßig klein sein kann. Die Klima-
schutzziele können nur erreicht werden, wenn der Klimaschutz auf allen Ebenen engagiert vorangetrieben 
und konkrete Maßnahmen umgesetzt werden (vgl. dazu auch Beschluss des BVerfG vom 24. März 2021, 
Az. 1 BvR 2656/18 u.a.).  
(2) Nach § 1 Absatz 5 Baugesetzbuch sollen die Bauleitpläne insbesondere dazu beitragen, den Klima-
schutz und die Klimaanpassung zu fördern. Nach § 1a Absatz 5 Baugesetzbuch soll bei der Aufstellung der 
Bauleitpläne den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel ent-
gegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen 
werden.  
(3) Nach § 10 Absatz 1 KlimaG BW müssen die Treibhausgasemissionen in Baden-Württemberg bis zum 
Jahr 2030 um mindestens 65 Prozent gegenüber dem Stand von 1990 reduziert werden. Bis zum Jahr 2040 
wird über eine schrittweise Minderung Netto-Treibhausgasneutralität („Klimaneutralität“) angestrebt.   
(4) Die besondere Bedeutung erneuerbarer Energien ist in § 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) 
verankert. Auch gemäß § 22 Nummer 2 KlimaG BW kommt den erneuerbaren Energien sowie dem Verteil-
netzausbau besondere Bedeutung zu. Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Erzeugung von 
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Strom oder Wärme aus erneuerbaren Energien und der dazugehörigen Nebenanlagen sowie die Errich-
tung, der Betrieb und die Änderung der Stromverteilnetze und der für deren Betrieb notwendigen Anlagen 
(soweit dies für die Errichtung und den Betrieb der Erzeugeranlagen und den Ausbau der Elektromobilität 
erforderlich ist) liegen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. Durch 
diese gesetzliche Festlegung werden diese Maßnahmen in der Abwägung mit anderen Schutzgütern ent-
sprechend ihrer Bedeutung für die öffentliche Sicherheit und bei der Verwirklichung des Landesklimaschutz-
ziels höher gewichtet und ihnen wird in der Regel ein Vorrang eingeräumt, wobei die Umstände des Einzel-
falls in den Abwägungs- und Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen sind.  Gemäß § 3 Absatz 1 
Satz 4 KlimaG BW sollen insbesondere bei energiebedingten Treibhausgasemissionen das Vermeiden und 
Verringern der Emissionen in erster Linie durch Einsparung sowie effiziente Bereitstellung, Umwandlung, 
Nutzung und Speicherung von Energie sowie durch den Ausbau und die Nutzung erneuerbarer Energien 
erreicht werden. Diese Maßnahmen haben besondere Bedeutung, auch wenn es sich im Einzelfall um ge-
ringe Beiträge zur Treibhausminderung handelt (siehe § 3 Absatz 1 Satz 2 KlimaG). Dies ergibt sich aus 
dem Umstand, dass ca. 90 Prozent der Treibhausgasemissionen energiebedingt sind.   
(5) Um die Klimaschutzziele nach § 10 Absatz 1 KlimaG BW zu erreichen, kommt es entsprechend des 
Zielszenarios aus dem Forschungsvorhaben „Sektorziele 2030 und Klimaneutrales Baden-Württemberg 
2040“ 1 wesentlich darauf an, sowohl den Energieverbrauch deutlich zu reduzieren als auch den Ausbau 
der erneuerbaren Energien in allen Bereichen deutlich voranzutreiben. Bei der Stromerzeugung durch er-
neuerbare Energien bedarf es einer Erhöhung des Anteils an der Bruttostromerzeugung von 35,9 Prozent 
im Jahr 20222 (erste Abschätzung) auf 82 Prozent im Jahr 2030 (das entspricht mehr als einer Verdopplung 
innerhalb von weniger als zehn Jahren) und auf 98 Prozent im Jahr 2040. Bezogen auf die Potenziale in 
Baden-Württemberg kommt dabei dem Ausbau der Stromerzeugung durch Photovoltaikanlagen neben dem 
Ausbau der Windkraft eine Schlüsselrolle zu. Der Anteil an der Bruttostromerzeugung soll entsprechend 
des Zielszenarios bis zum Jahr 2030 auf 41 Prozent anwachsen. Die installierte Erzeugungsleistung aus 
Photovoltaik wird im genannten Energieszenario für das Jahr 2030 in einer Größenordnung von über 24.000 
MW veranschlagt. Im Jahr 2022 betrug die installierte Erzeugungsleistung aus Photovoltaik in Baden-Würt-
temberg 8.314 MW3. Legt man bei der Frage des Ausbaubedarfs für die Stromerzeugung durch Photovol-
taik das Zielszenario zugrunde, so ist in den nächsten Jahren eine deutliche Steigerung der Zubauraten 
von Nöten. Im Zielszenario wird im Zeitraum von 2022 bis 2025 ein mittlerer jährlicher Bruttozubau von 
1150 MW angenommen, zwischen 2026 und 2030 von jährlich 2530 MW sowie im Zeitraum von 2031 bis 
2040 von 2750 MW pro Jahr. Der größere Anteil soll dabei durch Photovoltaikanlagen an Gebäuden erzeugt 
werden. Die Bedeutung von Freiflächenanlagen nimmt jedoch im Zeitablauf stetig zu. Das EEG sieht als 
Standorte für Solarparks im Wesentlichen Konversionsflächen und Seitenrandstreifen entlang von Auto-
bahnen und Schienenwegen vor.   
(6) Die photovoltaische Stromerzeugung erfolgt sehr emissionsarm. Unter Berücksichtigung des gesamten 
Lebenszyklus (Errichtung, Betrieb, Abbau) führt die Photovoltaiknutzung zu einer Treibhausgasminderung 
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in einer Größenordnung von rund 682 g CO2-Äquivalent je erzeugter Kilowattstunde Strom. Die Lücke zwi-
schen der voraussichtlich in Zukunft benötigten Strommenge und der mit der heute installierten Leistung 
von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien erzielbaren Strommenge ist so groß, dass 
jede neue Anlage benötigt wird, um diese Lücke zu verkleinern. Dies gilt gerade auch mit Blick auf die 
Zubauentwicklung der vergangenen Jahre. Zusätzlich kommt es zum Erreichen der Klimaschutzziele auf 
internationaler und nationaler Ebene sowie auf Landesebene außerdem auch darauf an, die Treibhaus-
gasemissionen so früh wie möglich zu vermindern, da die kumulierte Menge der klimawirksamen Emissio-
nen entscheidend für die Erderwärmung ist (siehe dazu Beschluss des BVerfG vom 24. März 2021, Az.  
1 BvR 2656/18 u.a.).   
(7) Mit der Planung des Sondergebiets Photovoltaik mit einer Gesamtfläche von 5 ha soll die planungs-
rechtliche Grundlage für die spätere Errichtung einer Freiflächenphotovoltaik-Anlage geschaffen werden. 
Hierdurch wird ein wirksamer Beitrag zum Klimaschutz geleistet, sodass das Vorhaben aus Sicht der 
StEWK zu begrüßen ist. 
 
II. Abteilung 2 – Wirtschaft und Infrastruktur  
 

Raumordnung  

Alle Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (§ 1 Abs. 4 BauGB). Ziele der Raumord-
nung sind als verbindliche Vorgaben, die nicht der Abwägung unterliegen, zu beachten (§ 3 Abs.1 Nr. 2 
ROG und § 4 Abs. 1 ROG). Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind im Rahmen der 
Abwägung zu berücksichtigen (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 und 4, § 4 Abs. 1 ROG). Ein Verstoß gegen die Anpas-
sungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB führt zur Unwirksamkeit von Bauleitplänen (vgl. VGH München, Urt. v. 
14.12.2016, Az. 15 N 15.1201). Insoweit ist Augenmerk auf den seit Ende 2021 gültigen Bundesraumord-
nungsplan Hochwasser, den Landesentwicklungsplan 2002 (LEP) und den Regionalplan Heilbronn-Fran-
ken 2020 (RegP) zu legen.   

Starkregen  

Insbesondere im Hinblick auf die erstgenannte Rechtsverordnung weisen wir auf die erheblichen Prüfpflich-
ten (Ziel der Raumordnung) – insbesondere Starkregenereignisse betreffend – und die dort genannten 
Grundsätze, die bei der Abwägung zu berücksichtigen sind, hin. Wir empfehlen eine Auseinandersetzung 
der Planung mit diesen Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. Unter den Begriff des Hochwassers 
iSd. Anlage der BRPHV fallen neben den Überschwemmungen durch oberirdische Gewässer und durch 
Meerwasser auch Überschwemmungen durch Starkregenereignisse.  
 

Regionaler Grünzug  

Das Vorhaben liegt in einem Regionale Grünzug nach Plansatz 3.1.1 (Z) RegP. Absatz 1 und Absatz 2 
legen dazu fest:  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Es erfolgt in den Unterlagen eine Auseinandersetzung mit 
den genannten Zielen und Grundsätzen. 
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„Zur Erhaltung gesunder Lebens- und Umweltbedingungen und zur Gliederung der Siedlungsstruktur wer-
den insbesondere im Bereich der Entwicklungsachsen, der stärker verdichteten Räume und in Gebieten 
mit starken Nutzungskonflikten Regionale Grünzüge als Teile eines leistungsfähigen regionalen Freiraum-
verbundes als Vorranggebiet festgelegt und in der Raumnutzungskarte im Maßstab 1: 50.000 dargestellt. 
Grünzäsuren ergänzen diesen Freiraumverbund in den siedlungsnahen Freiräumen vor allem im Bereich 
der Entwicklungsachsen.  
 

Die Regionalen Grünzüge sind von Siedlungstätigkeit und anderen funktionswidrigen Nutzungen freizuhal-
ten. Innerhalb der Regionalen Grünzüge sind die Landnutzungen auf eine Erhaltung und Entwicklung der 
Ausgleichsfunktionen und der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes auszurichten.“ Aufgrund der am 
15.08.2025 in Kraft getretenen Teilfortschreibung Solarenergie sind Photovoltaikanlagen in Regionalen 
Grünzügen nun grundsätzlich zulässig. Abs. 2 legt dazu nun ergänzend fest:   
 

„Auch außerhalb von Vorbehaltsgebieten für regionalbedeutsame Photovoltaikanlagen nach Plansatz 
4.2.3.4 (2) sind in Regionalen Grünzügen Photovoltaikanlagen inklusive zugehöriger Nebenanlagen grund-
sätzlich zulässig. Ausgenommen sind Photovoltaikanlagen lediglich in Bereichen, in denen wesentliche Be-
einträchtigungen der Funktionen Landwirtschaft oder Naturschutz- und Landschaftspflege zu erwarten 
sind.“ Vorliegend liegt das Vorhaben teilweise in einem Kernraum sowie einer Kernfläche eines Biotopver-
bunds mittlerer Standorte. Kleinräumig ist davon auch eine FFH-Mähwiese betroffen. Aufgrund der kleinflä-
chigen Betroffenheit und der Tatsache, dass die Fläche hier vollständig ausgeglichen werden kann, ist nicht 
von einer wesentlichen Beeinträchtigung von Naturschutz- und Landschaftspflege auszugehen. Die ge-
plante Anlage ist somit als eine im Regionalen Grünzug zulässige Nutzung anzusehen. Wir empfehlen be-
züglich des Umgangs mit der FFH-Mähwiese dennoch die Abstimmung mit der unteren Naturschutzbe-
hörde.   
 
Vorbehaltsgebiet für Erholung  

Das Vorhaben liegt randlich in einem Vorbehaltsgebiet für Erholung nach PS 3.2.6.1 Abs. 4 (G) RegP. 
Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind im Rahmen der Abwägung zu berücksich-
tigen (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 und 4, § 4 Abs. 1 ROG). Vorbehaltsgebiete sind als Grundsätze, nicht als Ziele der 
Raumordnung zu werten (BVerwG, Beschl. v.15.06.2009, 4 BN 10 09), so dass Vorbehaltsgebiete der Pla-
nung nicht grundsätzlich entgegenstehen, jedoch in der Abwägung zu berücksichtigen sind. Wir empfehlen 
deswegen, die Belange der Erholung in der weiteren Planung ausreichend zu würdigen.  
 

Flächennutzungsplan  

Da der Bebauungsplan nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt wird, ist der Flächennutzungsplan 
gem. § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren zu ändern. Wir gehen davon aus, dass die Änderung des FNP 
zeitnah betrieben wird. Wir weisen darauf hin, dass der Bebauungsplan genehmigungspflichtig ist, wenn 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es erfolgt bereits eine Abstimmung mit der UNB. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Unterlagen werden entsprechend ergänzt. 
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der Flächennutzungsplan nach Satzungsbeschluss des Bebauungsplans noch nicht rechtskräftig ist.  
 

Ergebnis  
Aus raumordnerischer Sicht werden insgesamt keine Bedenken geäußert.  
 
Textteil – Rechtsgrundlagen   

Ergänzend ein Hinweis auf einen wohl redaktionellen Fehler, dessen Berichtigung wir anregen: Vor den 
textlichen Festsetzungen bezieht sich der Verweis auf die Rechtsquelle jeweils nicht auf deren aktuellste 
Fassungen.  
 

Die richtig zitierten Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplans wären:   
● das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl.  
I S. 3634), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.12.2025 (BGBl. I Nr. 2025 I Nr. 348)  
● die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung –  
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) zuletzt  
geändert durch Gesetz vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).   
● die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planin- 
halts (Planzeichenverordnung – PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt ge- 
ändert durch Gesetz vom 12.08.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189)  
● die Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 16.03.2026  
(GBl. 2025 Nr.25), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.04.2026 (GBl. 2026 Nr. 44)   
● die jeweiligen ergänzenden Gesetze, Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften 
 
III. Abteilung 5 – Umwelt  

Naturschutz  

Naturschutzgebiete sowie Flächen des Artenschutzprogramms Baden-Württemberg sind von dem Vorha-
ben nicht betroffen.  
 

Die weitere naturschutzfachliche Beurteilung sowie die artenschutzrechtliche Prüfung (ggf. inkl. der CEF-
Maßnahmen) gem. den §§ 44 ff. BNatSchG obliegen grundsätzlich zunächst der unteren Naturschutzbe-
hörde. Nur dann, wenn für streng geschützte Tier- und Pflanzenarten eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 
BNatSchG oder eine Befreiung nach § 67 BNatSchG erforderlich ist, bedarf es eines Antrags an das Re-
gierungspräsidium (Referat 55). Gleiches gilt, wenn es für streng geschützte sowie für nicht streng ge-
schützte Arten zusammen einer Ausnahme oder Befreiung bedarf.  
 

Obwohl für das Nachstehende eine Zuständigkeit der unteren Naturschutzbehörde gegeben ist, möchten 
wir folgende Hinweise geben:  
 

Zur Kenntnis genommen. 
 

 
---  
 
 
 
 
 
 
 
Die Rechtsgrundlagen werden aktualisiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
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Die Bebauungsplanfläche liegt jedoch innerhalb von Kernräumen von Biotopverbundflächen mittlerer 
Standorte (vgl. Fachplan Landesweiter Biotopverbund, LUBW, 2020). Für die Kommune wird derzeit eine 
kommunale Biotopverbundplanung erarbeitet. Sollten diese Flächen überplant werden, so wird unter natur-
schutzrechtlichen Gesichtspunkten auf § 22 Abs. 2 S. 1 NatSchG BW i.V.m. § 21 BNatSchG verwiesen, 
wonach alle öffentlichen Planungsträger bei ihren Planungen die Belange des Biotopverbundes, hier ins-
besondere die kommunale Biotopverbundplanung, zu berücksichtigen haben. Auch ist der Biotopverbund 
im Rahmen der Eingriffsregelung zu berücksichtigen.   
 

IV. Anmerkungen:  
Abteilung 8 – Landesamt für Denkmalpflege – meldet Fehlanzeige.   
 

Dem Planungsbüro, das die kommunale Biotopverbund-
planung bearbeitet, wurden die Unterlagen zum Bebau-
ungsplan zur Verfügung gestellt. Die Extensivierung der 
Flächen wird bereits als ausreichende Maßnahme zur Ein-
bindung betrachtet, weitere Forderungen wurden nicht ge-
stellt. 
 
 
 

---  

21. Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung, 15.05.2026 

Durch die vorgelegte Planung wird der Aufgabenbereich des Bundesaufsichtsamtes für Flugsicherung 
(BAF) als Träger öffentlicher Belange im Hinblick auf den Schutz ziviler Flugsicherungseinrichtungen ge-
mäß § 18a Luftverkehrsgesetz (LuftVG) nicht berührt.   
 

Diese Beurteilung beruht auf den nach § 18a Abs. 1b, Satz 2 LuftVG angemeldeten Anlagenstandorten und 
–schutzbereichen der Flugsicherungsanlagen mit heutigem Stand.  
 

Es bestehen gegen den vorgelegten Planungsstand keine Einwände.  Eine weitere Beteiligung des BAF an 
diesem Planungsvorgang ist nicht erforderlich.   
 

 
 
 
 
 
 
---  
 

22. LRA Hohenlohekreis, 26.05.2026 

1. Allgemeine Anforderungen an die Planung  
Gem. Begründung handelt es sich um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Wir gehen davon aus, 
dass der Vorhaben – und Erschließungsplan gem. § 12 BauGB bei der öffentlichen Auslegung beigefügt 
sein wird.  
 

2. Immissionsschutz  
In der Begründung wird unter Ziffer 7 auf das Thema Blendwirkungen eingegangen und dass aufgrund von  
nahegelegenen Aussiedlerhöfen bzw. landwirtschaftlichen Wirtschaftsstellen ein Blendgutachten anzuferti-
gen ist. Für die Beurteilung der Blendwirkung der geplanten Anlage sollten als Beurteilungsgrundlage die 
LAI Hinweise zur Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen vom 08.10.2012 mit Anhang 
2 vom 03.11.2015 – herangezogen werden. Die Beurteilung kann in mehreren Schritten erfolgen. Aus un-
serer Sicht muss nicht zwingend ein Blendgutachten angefertigt werden, wenn Blendungen aufgrund Prü-
fung der Schritte a und b ausgeschlossen werden können. Das Ergebnis der Prüfschritte sollte in die 

 
 
Der Vorhaben- und Erschließungsplan wird zur öffentli-
chen Auslegung vorgelegt. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Begründung wird entsprechend ergänzt. 
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Begründung eingearbeitet werden.  
a) Die LAI-Hinweise geben Hinweise in welcher Entfernung und in welchen Himmels-richtungen inkl. Sicht-
verbindungen kritische Auswirkungen auftreten können. Deshalb sollte in einem ersten Abwägungsschritt 
geprüft werden, ob dort Immissionsorte (Wohngebäude, Aussiedlerhöfe und Straßen etc.) vorhanden sind.  
b) In einem weiteren Schritt sollte geprüft werden, ob eine Blendwirkung auf diese Immissionsorte grund-
sätzlich ausgeschlossen werden kann, z.B. durch Topographie, Ausrichtung und Höhe der Module, Sicht-
hindernisse (außer Vegetation mit Ausnahme von größeren Waldgebieten, da weder deren Bestand noch 
eine durchgängige Belaubung sichergestellt werden können), Sonnenstand Einfallswinkel etc.   
c) Wenn Blendwirkungen nicht ausgeschlossen werden können, ist zu prüfen, ob diese erheblich sind. Dies  
kann in der Regel nur durch ein Blendgutachten erfolgen. In Anlehnung an die WEA-Schattenwurf-Hinweise 
liegt eine erhebliche Belästigung durch Blendung im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) an den schutzwür-digen Nutzungen erst dann vor, wenn eine tägliche Blenddauer von 30 Minuten 
sowie eine jährliche Blenddauer von 30 Stunden überschritten werden. Hinsichtlich Straßen-, Bahn- und 
Flugverkehrsflächen bestehen keine Normen, Vorschriften oder Richtlinien. Aus Verkehrssicherheitsgrün-
den sollte in der Regel jegliche Beeinträchtigung durch Blendung vermieden werden. 
d) Wenn erhebliche Belästigungen durch Blendung ermittelt wurden, sind Verminderungs- oder Vermei-
dungsmaßnahmen festzulegen und entsprechende Unterlagen mit dem Bauantrag einzureichen (z.B. 
Länge und Höhe, Material etc. von Sichtschutzmaßnahmen).  
 

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen:  
In der Begründung unter Ziffer 10.1.5 zum Schutzgut Wasser und in Hinweis 3.6 der Textlichen Festset-
zungen zum Gewässerschutz wird auf die Einhaltung der Vorgaben der AwSV verwiesen. Dies erfolgt maß-
geblich auf der Grundlage, dass Trafostationen im Plangebiet errichtet werden dürfen, die wassergefähr-
dende Stoffe beinhalten. Aufgrund von Gesetzesänderungen im Baurecht, sind seit dem 28.02.2026 sowohl 
die PV Anlagen selbst als auch sämtliche technische Nebenanlagen verfahrensfrei. Deshalb geben wir für 
die Errichtung der Anlagen auch vor dem Hintergrund, dass Nebenanlagen wie Speicher (Batteriespeicher) 
gemäß Festsetzung 2.1 zulässig sind, noch folgende Hinweise, die in den textlichen Festsetzung ergänzt 
werden sollten:  
 

� Je nach Größe und Batterieart können neben Transformatoren auch Batteriespeicher trotz vergleichs-
weise geringer Inhaltsmengen an wassergefährdenden Stoffen der AwSV unterfallen. Als Beurteilungs-
grundlage kann das Merkblatt „Umgang mit Lithium-Ionen-Batterien (LIB) nach der Verordnung über Anla-
gen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV)“ des Bund-Länder-Arbeitskreises Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen (Stand 29.05.2024) herangezogen werden. Es müssen deshalb die Inhalts-
mengen an wassergefährdenden Stoffen mit deren Wassergefährdungsklasse ermittelt werden. Danach 
kann geprüft werden, ob die Anlage der AwSV unterfällt und insbesondere, ob es sich sogar um eine prüf-
pflichtige Anlage gemäß § 46 Absatz 2 oder 3 AwSV handelt.   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die textlichen Festsetzungen werden entsprechend er-
gänzt. 
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� Für prüfpflichtige Anlagen (Neuerrichtung oder wesentliche Änderung) besteht eine Anzeigepflicht gemäß 
§ 40 AwSV. Die Anzeige ist mindestens 6 Wochen im Voraus schriftlich beim Umwelt- und Baurechtsamt 
des Landratsamtes Hohenlohekreis, FD 50.5 Umweltverwaltungsrecht (umweltverwaltungsrecht@hohen-
lohekreis.de) einzureichen.  
� Die Trafos stellen aufgrund der Ölmenge und der Wassergefährdungsklasse (WGK 1) des Öls in der 
Regel keine prüfpflichtigen Anlagen dar.  
 

3. Bodenschutz   
Für die Belange des Bodenschutzes regen wir an, folgenden Hinweis in den Planungsrechtlichen Festset-
zungen unter Punkt 3 Hinweise „Bodenschutz“ zu überarbeiten:  
� Nach § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSchAG) ist bei Vorhaben von mehr 
als 0,5 Hektar, bei denen insbesondere durch Abgrabungen, Aufschüttungen, Auffüllungen, Versiegelungen  
und Teilversiegelungen auf natürliche Böden eingewirkt wird, durch den Vorhabenträger für die Planung 
und Ausführung des Vorhabens ein Bodenschutzkonzept zu erstellen. Bei Vorhaben von mehr als 1 Hektar 
kann eine Bodenkundliche Baubegleitung verlangt werden. Bei zulassungsfreien Vorhaben ist das Konzept 
sechs Wochen vor Beginn der Unteren Bodenschutzbehörde im Landratsamt Hohenlohekreis (Wasserwirt-
schaft@Hohenlohekreis.de) vorzulegen.  
 

Wir weisen darauf hin, dass für die Erstellung des im Textteil unter Punkt 3 Hinweise „Bodenschutz“ ge-
nannten Bodenschutzkonzeptes das beigefügte Dokument „Standard-BSK für FFPV-Anlagen“ des Regie-
rungspräsidiums Stuttgart zu beachten ist.  
 
4. Landwirtschaftsamt  
Laut Flurbilanz 2022 handelt es sich bei der überplanten Fläche um Vorbehaltsflur. Die landwirtschaftlichen  
Vorbehaltsfluren bilden die ökonomische und strukturelle Grundlage einer nachhaltigen Landwirtschaft. Ihr  
Schutz und ihre Erhaltung ist Voraussetzung für eine nachhaltige und regionale Erzeugung von Lebensmit-
teln in ausreichendem Umfang. Sie bilden die unverzichtbare Produktionsgrundlage zukunftsfähiger land-
wirtschaftlicher Betriebe. Die Vorbehaltsflur I umfasst landbauwürdige Flächen (gute Böden) und Flächen, 
die wegen ihrer ökonomischen Standortsgunst für den Landbau wichtig und deshalb der landwirtschaftli-
chen Nutzung vorzubehalten sind. Fremdnutzungen sollen ausgeschlossen bleiben. Die Flurbilanz ist zum 
Schutz landwirtschaftlicher Flächen in § 16 des Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes (LLG) veran-
kert. In ihrer derzeitigen Form als Flurbilanz 2022 entspricht sie der dort genannten Standorteignungskar-
tierung zur Bewertung der landwirtschaftlichen Flächen nach natürlichen und landwirtschaftlichen Gesichts-
punkten. Die Flurbilanz ist bei allen Planungen und Vorhaben, die landwirtschaftliche Flächen direkt oder 
indirekt in Anspruch nehmen, zu berücksichtigen. Sie ist daher im Umweltbericht beim Schutzgut Fläche 
auch zur Würdigung des Verlustes landwirtschaftlicher Fläche mit anzuführen.  
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis zum Bodenschutz wird überarbeitet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Umweltbericht wird um Aussagen zur Flurbilanz er-
gänzt. 
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5. Naturschutz  

Schutzgebiete  

Südlich angrenzend an das Plangebiet liegt das FFH-Gebiet „Kochertal Schwäbisch Hall – Künzelsau“. Alle  
Veränderungen oder Störungen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung dieses Gebietes führen sind 
verboten. Inwieweit solche durch das Projekt entstehen können, ist in den Unterlagen darzustellen. Wir 
weisen darauf hin, dass ergänzend zum Managementplan weitere FFH-LRT (Flachlandmähweisen) an-
grenzen. Innerhalb des Plangebiets befindet sich das gesetzlich geschützte Biotop „Mähwiese im Gewann 
Kelter südlich Amrichshausen“ (Nr. 800046091155). Die Fläche wird überbaut, das Biotop dadurch zerstört. 
Es ist vorgesehen, im Bereich pfg 3 entlang des südlichen Randes eine Ersatzfläche zu schaffen. Dem 
stimmen wir grundsätzlich zu, die Ausnahme, die zum Satzungsbeschluss vorliegen muss, wird in Aussicht 
gestellt. Um beurteilen zu können, inwiefern der geplante Ausgleich ausreichend ist bzw. wie dieser erreicht 
werden kann, sind die Ergebnisse der Nachkartierung im Mai 2026 vorzulegen. Darüber hinaus regen wir 
an, den Bereich der neu anzulegenden Mähwiese auszuhagern. Die entsprechende Fläche ist dann im 
Bebauungsplan als Fläche nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB Herstellung Flachlandmähwiese festzusetzen. 
Teile des Plangebiets sind wegen der bestehenden Wiese als Kernfläche oder Kernraum des Biotopver-
bunds mittlerer Standorte ausgewiesen. In den Unterlagen sind hierzu noch Aussagen erforderlich.   
 

Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung  

Der geplante Eingriff wird unter Kap. 10.2.2 S. 24 ff. Begründung gem. aktueller Ökokonto-Verordnung 
(2010) bilanziert. Dieser stimmen wir zu. In Kombination mit der Bilanzierung des Bodeneingriffs, verbleibt 
nach dem Eingriff ein Überschuss von 115.617 ÖP (S. 27 Begründung). Der Eingriff ist folglich ausgegli-
chen. Wir weisen jedoch darauf hin, dass dieser Sachverhalt je nach Ergebnis der o. g. Nachkartierung der 
gesetzlich geschützten Mähwiese ggf. angepasst werden muss.  
 

Artenschutz  

Gemäß S. 7 ASP besteht eine mögliche Nutzung des Plangebiets für Offenlandbrüter. Daher wird eine 
Erfassung dieser Gilde vor Ort erforderlich, um Aussagen über ein tatsächliches Vorkommen treffen zu 
können. Bei der Erfassung ist auch ein Radius von ca. 200 m um den geplanten Anlagenstandort (= Unter-
suchungsgebiet) zu untersuchen sowie die jeweilige Flächennutzung im Untersuchungsgebiet zu notieren.  
 

6. Straßenbauamt  
Wir weisen darauf hin, dass durch die Anlage keine Beeinträchtigungen der Sicherheit und Leichtigkeit des  
Verkehrs auf den klassifizierten Straßen (L 1033, K 2300 und K 2303) entstehen darf. Eine mögliche Blend-
wirkung ist durch geeignete Maßnahmen dauerhaft zu vermeiden.  
 

7. Abwasser  
Wir weisen darauf hin, dass die Ackerflächen nach unserem Kenntnisstand zumindest teilweise drainiert  

 
 
 
 
Die Unterlagen werden entsprechend ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
Die Ergebnisse wurden der UNB inzwischen vorgelegt. 
 
 
 
Im Umweltbericht und der saP wird der Biotopverbund the-
matisiert. 
 
 
 
 
Der Biotopwert wird entsprechend der Nachkartierung er-
höht. 
 
 
 
 
 
Die saP wird zum Entwurf vorgelegt. 
 
 
Zur Beurteilung möglicher Blendwirkungen wurde ein Gut-
achter hinzugezogen, der Blendungen für den Straßenver-
kehr ausschloss. 
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sind. Sollten im Zuge der Bau- und Gründungsarbeiten Drainagen beschädigt werden, sind diese  
anschließend wiederherzustellen. 
 

8. Weitere beteiligte Stellen  
Am Verfahren wurden ferner das Flurneuordnungsamt, Gesundheitsamt, Vermessungsamt, Forstamt und  
Kommunalamt beteiligt. Belange sind nicht betroffen oder wurden berücksichtigt. Es bestehen keine  
weiteren Anforderungen an die Planung. 
 

Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
---  
 

23. LNV Hohenlohe, 03.06.2026 

1.Biotopschutz/Biotopverbund  
-Im Plangebiet befindet sich eine gesetzlich geschützte Flachlandmähwiese, die gleichzeitig als Kernfläche 
des landesweiten Biotopverbunds Mittlerer Standorte ausgewiesen ist. Daher sind noch Angaben dazu nö-
tig, warum der Eingriff nicht vermieden wird – s. hierzu auch den Kriterienkatalog der Stadt Künzelsau zur 
Zulassung von PV-Freiflächenanlagen. Biotope gehören dabei zu den Ausschlusskriterien. Außerdem ist 
zu klären, ob es sich um eine erforderliche Fläche gem. § 22 Abs.4 NatSchG bzw. § 21 Abs.4 BNatSchG 
handelt (s. hierzu auch das vorhandene Biotopvernetzungskonzept der Stadt Künzelsau v. 2022). Im übri-
gen ist die geplante Ausgleichsmähwiese im Pflanzgebot 3 dauerhaft zu sichern und zu erhalten (auch nach 
Aufgabe des Solarparks und Aufhebung des Bebauungsplans) mit Aufnahme in das Kompensationsver-
zeichnis.  
 
2.Artenschutz  
Gem. 10.1.2 (S.16 Begründung mit UB) erfolgen 2026 noch Artenerhebungen mit einer SaP.  
 

Vögel  
Wir weisen darauf hin, dass bei den Kartierungen 2020 zu Offenlandbrütern im Rahmen des Biotopvernet-
zungeskonzepts der Stadt Künzelsau nördlich des geplanten Solarparks ein Feldlerchenbrutrevier erfasst 
wurde (s. Anlage).  
 

3.Konkrete Planung  
-Zu den Pflanzgeboten:  
Innerhalb des Pflanzgebots pfg2 wurden inzwischen 15 hochstämmige Obstbäume gepflanzt. Die 15 Obst-
bäume im Bestandsplan nachtragen und für die Bäume im Bebauungsplan eine Pflanzbindung mit Ersatz 
bei Abgang festsetzen.  
 

In den randlichen Pflanzgebotsflächen pfg1 – 3 Einfriedungen ausdrücklich ausschließen.  
 

Bei der Bodenvorbereitung der Ansaatfläche von pfg1, falls Quecke, Ackerdistel usw. entfernt werden sol-
len, Pflanzenschutzmittel ebenfalls nicht zulassen.  

 
 
 
Die Unterlagen werden ergänzt. 
 
Vom Planungsbüro, das die kommunale Biotopverbund-
planung bearbeitet, wurde mitgeteilt, dass die Extensivie-
rung der Flächen als ausreichende Maßnahme betrachtet 
werden. 
 
 
 
 

Die saP wird zum Entwurf vorgelegt. 
 
 
Die Informationen werden berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Einfriedung ist nur innerhalb des Sondergebiets zuge-
lassen. 
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Für die Wiesenansaaten den Textteil zum Bebauungsplan um Artenlisten ergänzen.  
 

Zeitangaben zu den Pflanzgeboten nennen. 
 

-Eine Beleuchtung der Anlage ausschließen (s. hierzu auch V4, S.29 der Begründung mit UB bzw. S.9 der  
Potentialanalyse zum Artenschutz).  
 

-Zum Schutz des Grund- und Regenwassers keine unbeschichtete Metalldächer-, fassaden zulassen und 
keine Einfriedungen mit verzinktem Material festsetzen – s. hierzu auch 3.6 der Hinweise im Textteil zum 
Bebauungsplan. Danach sind bei Gründungen im Einflussbereich von Grundwasser verzinkte Stahlprofile, 
-rohre und Schraubanker wegen des allgemeinen Grundwasserschutzes nicht zulässig.  
 

-Einfriedungen und Modulrahmen nur metall- bzw. anthrazitfarben zulassen und Nebenanlagen in gedeck-
ten Farben ausführen.  
 

-Den Unterlagen einen Vorhaben- und Erschließungsplan beifügen (s. 2.1, S.4 der Begründung mit UB).  
 

-Beim Monitoring (12.2, S.31 der Begründung mit UB) mit angeben, wer dafür zuständig ist.  
 

Zur Mähwiese innerhalb von pfg3 ist ein fachkundiges mehrjähriges Monitoring mit regelmäßiger Dokumen-
tation und Information der zuständigen Naturschutzstellen notwendig. Entwickelt sich die Mähwiese nicht 
wie gewünscht, ist nachzubessern.  
 

-Zum Rückbau:  
Wie bereits in Zif.1 vorgebracht, ist bei einem Rückbau der Anlage die Mähwiese innerhalb von pfg3 zu 
erhalten. Dies gilt ebenfalls für die vorhandenen Bäume im Gebiet.  
 

4.Bilanzierung Biotoptypen   
-Die 15 bereits gepflanzten Obstbäume im Osten des Plangebiets in Bestand und Planung mit bilanzieren.  
 

-Die vorhandene Flachlandmähwiese weist u.a. relativ viel Wiesensalbei auf. Die Wiese im Bestand höher 
einstufen.   
 

-Im Planungsmodul die Nummerierung der Pflanzgebote berichtigen.  
 

-Zur geplanten Blühfläche:  
Gem. der ÖkokontoVO ist die Entwicklung einer Saumvegetation trockenwarmer Standorte nur auf einem 
trockenwarmen, nährstoffarmen Standort möglich. Da dies hier nicht zutrifft, ist höchstens eine mesophyti-
sche Saumvegetation mit einem Abschlag vom Regelwert 19 wegen des eutrophierten Standorts bilanzier-
bar. 

Es sind bereits geeignete Ansaatmischungen aufgeführt. 
 
 
 
Die Beleuchtung wird ausgeschlossen. 
 
 
 
Die Bauvorschriften werden entsprechend angepasst. 
 
 

Die Bauvorschriften werden entsprechend angepasst. 
 
Der Vorhaben- und Erschließungsplan wird zum Entwurf 
vorgelegt. 
 
 
Das Monitoring wird entsprechend angepasst. 
 
 
 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Die Wiese wurde nachkartiert, 
 
 
 
 
 
Die Bilanzierung wird angepasst. 
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